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A. Problem 

Die Gewerbesteuer als Ganzes ist reformbedürftig. Bereits in 
der vergangenen Wahlperiode wurde dies von Sprechern aller 
Fraktionen anerkannt. Von Abgeordneten der Fraktion der 
CDU/CSU wurde der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes eingebracht — Drucksache V/4486 — , 
der aus Zeitgründen nicht mehr verabschiedet werden konnte. 
Als Einstieg in die Gewerbesteuerreform muß vordringlich die 
Gewerbeertragsteuer den geänderten Verhältnissen angepaßt 
werden. Das gilt insbesondere für den sogenannten abzugs- 
fähigen Unternehmerlohn. 

Nach dem Stand der Diskussion wird eine vorgezogene Behand- 
lung dieses Teils der Reform der direkten Steuern für angezeigt 
und aus Gründen der Steuergerechtigkeit für dringend erforder- 
lich gehalten. 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbesteuer 
sieht daher die Anhebung des in § 11 Abs. 2 Ziff. 1 geregelten 
Freibetrages (Nullstufe) bei der Gewerbeertragsteuer von 
7200 DM (seit dem 1. Januar 1961) auf 12 000 DM sowie eine 
Erweiterung der Meßzahlstufe von 2400 auf 3600 DM vor. 


C. Alternative 

Praktikable Alternativen stehen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

Für den Bundeshaushalt entstehen 1970 Steuermindereinnah- 
men in Höhe von 32 Millionen DM. 
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Antrag 

der Abgeordneten Sdiulhoff, Gewandt, Stücklen, 
Dr. Schmidt (Wuppertal) und Genossen 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 11 Abs. 2 des Gewerbesteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2021) wird wie folgt geändert: 

„(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbeertrag 
betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaften 
im Sinne des § 2 Abs. 2 Ziff. 1 

für die ersten 12 000 Deutsche Mark 


des Gewerbeertrages 0 v. H., 

für die weiteren 3600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrages 1 v. H., 


für die weiteren 3600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrages 2 v. H., 

für die weiteren 3600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrages 3 v. H., 

für die weiteren 3600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrages . 4 v. H., 

für alle weiteren Beträge 5 v. H., 

2. bei anderen Unternehmen 5 v. H." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 20. Januar 1970 


Schulhoff 

Gewandt 

Stücklen 

Dr. Sdimidt (Wuppertal) 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Bach 


Balkenhol 

Baier 

Dr. Becker (Möndiengladbach) 
Benda 
Berding 
von Bockeiberg 
Dr. Böhme 


Burgemeister 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Götz 
Frau Griesinger 


weitere Unterschriften umseitig 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 280 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Höcherl 
Hussing 

Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Dr. Jenninger 
Josten 

Frau Kalinke 
Kiechle 
Dr. Kreile 
Lampersbach 
Lensing 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Dr. Luda 
Meister 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. von Nordenskjöld 
Ott 

Frau Pieser 
Rawe 

Dr. Reinhard 
Riedel (Frankfurt) 

Dr. Ritgen 
Dr. Schmid-Burgk 
Schröder (Wilhelminenhof) 


Schröder (Sellstedt) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Solke 
Stahlberg 
Stein 
Tobaben 
Unertl 
Vogel 

Dr. Wagner (Trier) 
Dr. Warnke 
Werner 
Wohlrabe 


Begründung 


Die Gewerbeertragsteuer soll nicht den subjektiven 
Gewinn des Unternehmers erfassen, sondern die 
objektive Ertragskraft des Unternehmens. Für die 
Masse der gewerblichen Unternehmer und Mitunter- 
nehmer von Personengesellschaften galt und gilt, 
daß der Ertrag ihres Unternehmens ganz oder zu 
erheblichen Teilen nicht aus dem im Betrieb arbei- 
tenden Kapital, sondern aus ihrem persönlichen 
Arbeitseinsatz erzielt wird. Bei der Besteuerung der 
objektiven Ertragskraft des Unternehmens aber darf 
es keinen Unterschied machen, ob der Unternehmer 
oder die Mitunternehmer einer Personengesellschaft 
selbst die Geschäfte führen oder ob sie sie von An- 
gestellten führen lassen. Was der Unternehmer oder 
die Mitunternehmer in gleicher Funktion in einem 
fremden Betrieb als Arbeitslohn erhalten würden, 
müssen sie auch im eigenen Betrieb als Unterneh- 
merlohn absetzen können, wenn nicht statt des 
Gewerbeertrags ihre Arbeitskraft besteuert werden 
soll. 

Erstmals mit dem „Gesetz zur Änderung des Ge- 
werbesteuergesetzes" vom 5. Oktober 1956 (BGBl. I 
S. 786) und sodann mit dem „Steueränderungsge- 
setz 1961" vom 13. Juli 1961 (BGBl. I S. 981) wurden 
aus dieser Erkenntnis Konsequenzen gezogen. In 
§ 11 Gewerbesteuergesetz wurden mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 die Null-Stufe und die vier Ertrags- 
stufen mit ermäßigten Steuermeßzahlen von 1 ®/o 
bis 4 ®/o jeweils von 1200 auf 2400 DM angehoben, 
mit Wirkung vom 1. Januar 1961 wurde der Frei- 
betrag (Null-Stufe) bei unveränderten Ertragsstu- 
fen von 2400 auf 7200 DM erhöht. Während die 
Maßnahme vom 1. Januar 1957 lediglich eine An- 
passung der Besteuerungsmaßstäbe an den verän- 
derten Geldwert darstellte — die Staffelsätze von 
1200 DM galten seit 1936 — wurde mit der Anhe- 
bung des Freibetrages auf 7200 DM der Versuch 
gemacht, die steuerliche Ungerechtigkeit zu vermin- 
dern, die darin bestand, daß Kapitalgesellschaften 
die zu versteuernden Beträge um die Gehälter ihrer 
Geschäftsführer und Vorstandsmitglieder kürzen 


konnten, während der damit vergleichbare „Unter- 
nehmerlohn" des Einzelunternehmers bzw. Mitunter- 
nehmers einer Personengesellschaft voll der Ge- 
werbesteuer zu unterwerfen war. 

Bei der Festsetzung des Betrages vom 7200 DM war 
man offenbar vom damaligen Bruttoverdienst ge- 
werblicher Arbeitnehmer ausgegangen. 

Im November 1960 verdiente ein handwerklicher 
Vollgeselle im Durchschnitt monatlich 585 DM, im 
November 1968 lag der Verdienst bei 1045 DM im 
Monat. Dies entspricht einer Steigerung von ca. 
79 Vo. Der monatliche Verdienst eines Industriefach- 
arbeiters stieg von 688 DM im November 1961 auf 
1050 DM im November 1968, was einer Steigerung 
von 53 Vo entspricht. Vergleicht man die Tätigkeit 
des mittleren und kleinen selbständigen Unterneh- 
mers mit der eines gewerblichen Angestellten der 
Leistungsgruppe II, so ergibt sich für Angestellte 
dieser Gruppe eine Steigerung von 51 '®/o, (1961 
männliche Angestellte 1066 DM, weibliche Ange- 
stellte 846 DM; 1968 männliche Angestellte 1612 DM, 
weibliche Angestellte 1272 DM). 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß dieser Betrag 
wegen der höheren Verantwortung, wegen des zu 
tragenden Risikos und der größeren zeitlichen Bela- 
stung des selbständigen Unternehmers um ca. 25 Vo 
erhöht werden müßte. 

Die Anhebung der Null-Stufe auf 12 000 DM stellt 
also nur eine Untergrenze dar, die verwirklicht wer- 
den muß, wenn nicht der selbständige gewerbliche 
Unternehmer ständig erheblich benachteiligt bleiben 
soll. 

Die finanzielle Belastung für den Bundeshaushalt 
hält sich in engen Grenzen. Sie beträgt 1970 für den 
Bundeshaushalt 32 Millionen DM. Soweit sich Bela- 
stungen für die Gemeinden ergeben, können diese 
mit Rücksicht auf die den Gemeinden zufließenden 
erhöhten Einnahmen durch die Finanzreform in Kauf 
genommen werden. 
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